
                                                               
 

Satzung des 
Garbsener Sport Club 67 e.V. 

- in der Fassung vom 06.02.2026 - 
 

 
Präambel 

 
Der Garbsener Sport Club 67 e.V. (im Weiteren GSC oder Verein genannt) gibt sich folgendes 
Leitbild, an dem sich das Vereinsleben und die Arbeit der Organe, der Ämter und Funktionen 
Bekleidenden sowie aller Mitarbeitenden orientieren: 

Grundlage der Vereinsarbeit ist das Bekenntnis aller Mitglieder des Vereins zur freiheitlich 
demokratischen Grundordnung der Bundesrepublik Deutschland und des Landes Niedersachsen. 

Der GSC, seine Ämter und Funktionen Bekleidenden sowie alle Mitarbeitenden bekennen sich zu 
den Grundsätzen eines umfassenden Kinder- und Jugendschutzes und treten für die körperliche 
und seelische Unversehrtheit und Selbstbestimmung der anvertrauten Kinder und Jugendlichen 
ein. Der Verein pflegt eine Aufmerksamkeitskultur und führt regelmäßig Präventionsmaßnahmen zum 
Schutz von Kindern und Jugendlichen vor sexualisierter Gewalt im Sport durch. 

Der GSC steht für Fairness und tritt für einen doping- und manipulationsfreien Sport ein. 

Der GSC ist parteipolitisch und religiös neutral. Er vertritt den Grundsatz religiöser, 
weltanschaulicher und ethnischer Toleranz und Neutralität. Der Verein wendet sich gegen 
Intoleranz, Rassismus und jede Form von politischem Extremismus. Er duldet keine rassistischen, 
verfassungs- und fremdenfeindlichen Bestrebungen und tritt jedweder Form von Gewalt, 
unabhängig davon, ob sie verbaler, körperlicher, seelischer oder sexualisierter Art ist, entgegen. 



 

§ 1 Name und Sitz 
Der Verein führt den Namen Garbsener Sport Club 67 e.V., er wurde am 10. August 1967 
gegründet und hat seinen Sitz in Garbsen. Der GSC ist in das Vereinsregister im Amtsgericht 
Hannover / VR110035, Vereinsnummer: 01033108 eingetragen. 

 

§ 2 Zweck des Vereins 
1) Zweck des Vereins ist die Pflege, Förderung und Ausübung des Sports in seiner Gesamtheit. 

2) Der Vereinszweck wird u. a. verwirklicht durch: 

a) die OrganisaVon und Durchführung eines geordneten Sport-, Spiel-, Übungs- und 
Kursbetriebes in allen Bereichen (Freizeit-, Breiten-, Leistungs-, Gesundheits-, 
RehabilitaVonssport, etc.) 

b) die Teilnahme an Veranstaltungen und We_bewerben 

c) die Durchführung und Beteiligung an Maßnahmen und Veranstaltungen der 
allgemeinen Kinder- und Jugendarbeit 

d) die KooperaVon mit öffentlichen und privaten Trägern (wie z.B. 
Kinderbetreuungseinrichtungen, Schulen, Seniorenbetreuungseinrichtungen) im 
Bereich der Bewegungs- und Gesundheitserziehung aller Altersstufen sowie der 
RehabilitaVon 

e) die Beteiligung an KooperaVonen, Sport- und Spielgemeinschaeen 

f) die Durchführung und Beteiligung an kulturellen Veranstaltungen und 
Freizeitangeboten, auch im interkulturellen Bereich 

g) den Erwerb, die Anmietung oder Pacht, die Errichtung, die Pflege und den Unterhalt 
von Immobilien, Geräten und sonsVgem Vereinseigentum 

 

§ 3 Gemeinnützigkeit 
1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmi_elbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 

Abschni_es "steuerbegünsVgte Zwecke" der Abgabenordnung. Der Verein ist selbstlos 
täVg, er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaeliche Zwecke. Der Verein verfolgt keine 
parteipoliVschen Ziele. 

2) Mi_el und etwaige Gewinne dürfen nur für satzungsgemäße Zwecke verwendet werden. 
Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mi_eln des Vereins. Es darf keine Person 
durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig 
hohe Vergütungen begünsVgt werden. Bei ihrem Ausscheiden oder bei einer Auflösung 
des Vereins haben die Mitglieder keinen Anspruch auf Ersta_ung von Beiträgen. Im Sinne 
§ 63 Absatz 3 der Abgabenordnung hat der Verein als Körperschae durch ordnungsgemäße 
Aukewahrung der vertragsüblichen Belege den Nachweis zu führen, dass die tatsächliche 
Geschäesführung mit dem satzungsmäßigen Zweck übereinsVmmt. 

3) Werden Vereinsämter ehrenamtlich ausgeübt, kann dafür im Rahmen der haushalts- 
rechtlichen Möglichkeiten bei Bedarf eine Aufwandsentschädigung gemäß § 3 Nr. 26a 



 

Einkommenssteuergesetz (Ehrenamtspauschale) gezahlt werden. Darüber entscheidet der 
Hauptausschuss, sofern diese Satzung nichts Anderes vorsieht. 

4) Vereinsmitglieder und Mitarbeiter sowie Mitglieder von Vereinsorganen haben einen 
Aufwendungsersatzanspruch nach § 670 BGB für Aufwendungen, die ihnen nachweislich 
durch die TäVgkeit für den Verein entstanden sind. Hierzu gehören insbesondere Fahrt- 
und Reisekosten, Porto und Telefonkosten. 

5) Zur Erledigung von Geschäesführungsaufgaben und zur Führung der Geschäesstelle ist der 
Vorstand ermächVgt, im Rahmen der haushaltsrechtlichen Möglichkeiten hauptberuflich 
Beschäeigte anzustellen. 

 
§ 4 Verbände 

Der Verein ist Mitglied des Deutschen Olympischen Sportbundes e.V., LandesSportBundes 
Niedersachsen e.V., des Regionssportbundes Hannover und der zuständigen 
Landesfachverbände, deren Satzungen er anerkennt. 
 

§ 5 Mitgliedschaft 
1) Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person, Personengruppe oder jurisVsche Person 

werden. Die Mitgliedschae einer jurisVschen Person oder Personengruppe begründet für 
deren Mitglieder keinen Anspruch auf die Vereinsmitgliedschae. 

2) Für den Erwerb der Mitgliedschae ist ein schrielicher Aufnahmeantrag an den Verein zu 
richten. Bei Minderjährigen ist die ZusVmmung der SorgeberechVgten erforderlich. Im 
Aufnahmeantrag muss neben der Adresse und einer Telefonnummer auch eine 
verbindliche E-Mail-Adresse angegeben werden. Jedes Mitglied ist verpflichtet, 
Änderungen seiner Daten bis zum Quartalsende, in dem die Änderung aufgetreten ist, an 
die Mitgliederverwaltung des Vereins zu melden. 

3) Mit dem Antrag wird die Satzung des Vereins und derjenigen Verbände, denen der Verein 
selbst als Mitglied angehört (siehe § 4), anerkannt. 

4) Über die Aufnahme beschließt der Vorstand. Die Aufnahme ist erfolgt, wenn dem oder den 
Antragsstellenden eine schrieliche BestäVgung übersandt ist oder der Vorstand innerhalb 
eines Monats nach Eingang des Aufnahmeantrags diesen nicht abgelehnt hat. Das Mitglied 
wird nach seiner Aufnahme in den Verein in die Mitgliederdatei aufgenommen.  

5) Die Ablehnung des Aufnahmeantrags durch den Vorstand bedarf keiner Begründung. Es 
besteht die Möglichkeit innerhalb von drei Wochen nach der Ablehnung eine schrieliche 
Beschwerde beim Ehrenrat einzureichen. Bis zur schrielichen Mi_eilung der endgülVgen 
Entscheidung des Ehrenrates können keine Mitgliedsrechte wahrgenommen werden. 

6) Die Mitgliedschae ist grundsätzlich von unbefristeter Dauer. Sie beginnt mit dem Ersten 
des Monats, in dem der Aufnahmeantrag unterzeichnet worden ist, sofern nicht etwas 
Anderes beantragt wird. In Ausnahmefällen ist auch eine befristete Mitgliedschae in 
besonderen Fällen auf Antrag möglich. Diese befristete Mitgliedschae und die Dauer sind 
mit dem Aufnahmeantrag zu beantragen. Die Dauer ist nach Genehmigung durch den 
Vorstand mit dem oder den Antragstellenden zu vereinbaren. Der Übergang von einer 
befristeten in eine unbefristete Mitgliedschae ist jederzeit durch eine formlose schrieliche 
Erklärung des Mitglieds möglich. Mitglieder mit unbefristeter und mit befristeter 
Mitgliedschae genießen dieselben Rechte. 



 

7) Die Mitgliedschae erlischt 

a) durch eine schrieliche, dem Vorstand gegenüber abzugebender Kündigung. Die 
Mitgliedschae endet mit einer Kündigungsfrist von einem Monat zum 30. Juni oder 
31. Dezember eines Jahres. Die Kündigung kann frühestens sechs Monate nach Eintri_ 
in den Verein erklärt werden 

b) durch Tod 

c) durch Auflösung der jurisVschen Person oder der Personengruppe 

d) durch Löschen aus der Mitgliederdatei, wenn das Mitglied trotz zweimaliger Mahnung 
länger als drei Monate mit der Beitragszahlung im Rückstand ist. Über das Löschen aus 
der Mitgliederdatei entscheidet der Vorstand. Das Löschen darf erst beschlossen 
werden, wenn nach Absenden der zweiten Mahnung ein Monat verstrichen ist und in 
dieser Mahnung das Löschen ausdrücklich angedroht wurde. Das Löschen aus der 
Mitgliederdatei ist dem Mitglied schrielich mitzuteilen 

e) bei volljährigen natürlichen Personen durch Verlust der Geschäesfähigkeit und bei 
jurisVschen Personen durch Verlust der Rechtsfähigkeit 

f) durch Ausschluss aus dem Verein auf Beschluss des Hauptausschusses, wenn das 
Mitglied 

• vorsätzlich gegen die Satzung oder die Interessen des Vereins verstoßen hat, 

• gegen Beschlüsse und Anordnungen der Vereinsorgane verstoßen hat oder 

• das Ansehen des Vereins oder der Mitglieder seiner Organe durch Äußerungen 
oder Handlungen herabsetzt oder schädigt 

8) Jedes Mitglied hat das Recht vor der Beschlussfassung über den Ausschluss eine 
Stellungnahme abzugeben. Der Ausschließungsbeschluss ist dem betroffenen Mitglied 
schrielich mitzuteilen. Zur Überprüfung des Ausschließungsbeschlusses kann durch 
Beschwerde die Entscheidung des Ehrenrats verlangt werden. Die Beschwerde muss 
binnen eines Monats nach Bekanntgabe des Ausschließungsbeschlusses an das betroffene 
Mitglied schrielich beim Verein vorliegen. Gegen die Entscheidung des Ehrenrats ist der 
ordentliche Rechtsweg gegeben. 

 

§ 6 Beiträge und Umlage 
1) Der Verein kann von seinen Mitgliedern erheben: 

a) Aufnahmegebühren 

b) Grundbeiträge 

c) Abteilungs-/Fachbereichsbeiträge 

d) Umlagen 

2) Die Mitglieder sind zur fristgemäßen Zahlung der Aufnahmegebühren und der Beiträge 
(Grundbeitrag, Abteilungs-/Fachbereichsbeitrag) sowie Umlagen ohne besondere 
Aufforderung verpflichtet. 

3) Höhe und Fälligkeit der Aufnahmegebühren werden vom Vorstand festgesetzt. 



 

4) Höhe und Fälligkeit der Grundbeiträge werden von der Delegiertenversammlung 
festgesetzt. 

5) Die Abteilungen können begründete Abteilungsbeiträge in AbsVmmung mit dem Vorstand 
erheben. Diese Erhebung ist von der jeweiligen Abteilungsversammlung zu beschließen. 

6) Fachbereichsbeiträge werden vom Vorstand in Zusammenarbeit mit der 
Fachbereichsleitung festgelegt und erhoben. 

7) In besonderen Fällen kann der Vorstand auf Antrag und nach Anhörung der 
Abteilungsleitung oder der Fachbereichsleitung Stundung, Ermäßigung oder Erlass des 
Beitrages beschließen. 

8) Wenn der Verein einen nicht vorhersehbaren größeren Finanzbedarf decken muss, der mit 
den regulären Beiträgen der Mitglieder nicht zu decken ist, kann die 
Delegiertenversammlung die Erhebung einer Umlage mit einfacher Mehrheit der 
abgegebenen SVmmen beschließen. Die Höhe der pro Mitglied zu leistenden Umlage darf 
drei Monatsgrundbeiträge nicht übersteigen. 

9) Aufnahmegebühren, Beiträge und Umlagen werden grundsätzlich per SEPA-
Lastschriemandat erhoben. Ausnahmen bedürfen im Einzelfall der vorherigen schrielichen 
ZusVmmung des Vorstandes. 

 

§ 7 Rechte der Mitglieder 
1) Alle Vereinsmitglieder besitzen in der Abteilungs-, Mitglieder- und Delegierten-

versammlung ein Antrags-, Rede- und SVmmrecht, sofern die Satzung nicht Abweichendes 
regelt. Diese Rechte können nicht übertragen werden und werden wie folgt ausgeübt: 

a) Mitglieder, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, üben ihr Rechte persönlich aus 

b) Bei Mitgliedern, die das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet haben sowie bei 
Mitgliedern, die als geschäesunfähig im Sinne der Regelungen des BGB gelten, werden 
die Rechte durch einen gesetzlichen Vertreter wahrgenommen 

2) Für die Wählbarkeit für Organämter gelten folgende BesVmmungen: 

a) In den vertretungsberechVgten Vorstand (§ 26 BGB) und in den Aufsichtsrat können 
nur Mitglieder gewählt werden, die das 18. Lebensjahr vollendet haben und voll 
geschäesfähig sind 

b) Für alle sonsVgen Ämter (z.B. Abteilungsleitung, Delegierte) sind Mitglieder wählbar, 
die das 16. Lebensjahr vollendet haben, sofern die Satzung nicht Abweichendes regelt 

3) JurisVsche Personen und Personengruppen sind nicht wählbar. SVmmberechVgt für 
jurisVsche Personen und Personengruppen sind die VertretungsberechVgten, die auch für 
die Ämter des Vereins wählbar sind.  

4) Die Vereinsmitglieder sind berechVgt, den Sport in allen Abteilungen und Fachbereichen 
des Vereins akVv auszuüben und an allen Veranstaltungen des Vereins teilzunehmen. 

5) Die Vereinsmitglieder dürfen die Einrichtungen des Vereins nach Maßgabe der hierfür 
getroffenen BesVmmungen nutzen. 

6) Die Mitglieder können diese Rechte nur bei rechtzeiVger und vollständiger Zahlung der für 
sie gülVgen Beiträge und Umlagen (siehe § 6 dieser Satzung) wahrnehmen. 



 

§ 8 Haftung 
1) Für Schäden oder Verluste, die Mitglieder bei der Ausübung des Sports, bei Benutzung von 

Anlagen, Einrichtungen und Geräten des Vereins oder bei Veranstaltungen des Vereins 
erleiden, haeet der Verein nicht. Der Haeungsausschluss gilt nicht bei Körperschäden oder 
für den Fall, dass der Schaden grob fahrlässig oder vorsätzlich verursacht wurde. 

2) Die Mitglieder sind im Rahmen der vom LandesSportBund Niedersachsen (und ggf. von 
Fachverbänden) abgeschlossenen Versicherungen oder über den Schülerunfall- 
Schadensausgleich versichert. 

3) Die Mitglieder der Vereinsorgane und hauptamtlichen Mitarbeiter sind im Rahmen Ihrer 
TäVgkeiten über den Verein (und ggf. von Fachverbänden) abgeschlossenen 
Versicherungen versichert. 

 

§ 9 Abteilungen 
1) Abteilungen sind Untergliederungen des Vereins, die besVmmten Sportarten oder andere 

AkVvitäten betreiben und im Rahmen des Vereinszwecks (siehe § 2) täVg sind. Bei den 
Abteilungen handelt es sich um nicht rechtsfähige Untergliederungen des Vereins. 

2) Die Abteilungen führen jährlich ihre Abteilungsversammlungen bis mindestens 6 Wochen 
vor der Delegiertenversammlung durch und wählen alle zwei Jahre ihre Abteilungsleitung 
(bestehend mindestens aus einem Abteilungsleiter bzw. Abteilungsleiterin, einem 
stellvertretenden Abteilungsleiter bzw. einer stellvertretenden Abteilungsleiterin) sowie 
ihre Delegierten und Ersatzdelegierten für die Delegiertenversammlung. 

3) Bei AbsVmmungen und Wahlen innerhalb einer Abteilung sind alle Mitglieder der 
Abteilung zum Zeitpunkt der AbsVmmung oder Wahl sVmmberechVgt (gemäß § 7 dieser 
Satzung). 

4) Die gewählten Delegierten und Ersatzdelegierten haben ihre gülVge E-Mail-Adresse und 
ihre Postanschrie an den Vorstand zu melden und Änderungen anzuzeigen. 

5) Die Abteilungsleitung ist gegenüber dem Vorstand des Vereins verantwortlich und ihm auf 
Verlangen zur Berichtersta_ung und Rechenschae verpflichtet. 

6) Die Abteilungsleitenden sind keine satzungsmäßig berufenen Vertreter des Vereins gemäß 
§ 30 BGB. 

7) Die Abteilungen sind in ihrem fachsportlichen Übungs- und We_kampketrieb im Rahmen 
der ihnen genehmigten Budgetmi_el grundsätzlich selbstständig. 

8) Der Vorstand kann eine kommissarische Abteilungsleitung einsetzen, wenn 

a) die Abteilung keine Leitung wählt oder eine Bestellung nicht möglich ist 

b) die Abteilungsleitung trotz Abmahnung vorsätzlich gegen diese Satzung oder die 
Interessen des Vereins verstößt 

 

§ 10 Fachbereiche 
1) Fachbereiche sind Untergliederungen des Vereins, die von einem hauptamtlichen 

Mitarbeiter bzw. einer hauptamtlichen Mitarbeiterin geleitet werden. 



 

2) Die Fachbereiche führen jährlich ihre Fachbereichsversammlungen durch und wählen alle 
zwei Jahre ihre Delegierten und Ersatzdelegierten für die Delegiertenversammlung. 

3) Die finanziellen Angelegenheiten der Fachbereiche werden vom Vorstand in AbsVmmung 
mit der Fachbereichsleitung geregelt. 

4) Fachbereiche können einen Fachbereichsbeirat wählen, der Vorstand und 
Fachbereichsleitung in Fragen des jeweiligen Fachbereichs berät und unterstützt. 

5) Die Bestimmungen des § 9 zur Delegiertenwahl und zur Einberufung von 
Abteilungsversammlungen gelten für die Fachbereiche sinngemäß. 

 
§ 11 Organe 

Organe des Vereins sind: 

• Mitgliederversammlung (§ 12) 

• Delegiertenversammlung (§ 13) 

• Hauptausschuss (§ 14) 

• Aufsichtsrat (§ 15) 

• Vorstand (§ 16) 

• Ehrenrat (§ 17) 

 
§ 12 Mitgliederversammlung 

1) Alle sVmmberechVgten Mitglieder des Vereins bilden die Mitgliederversammlung. 

2) Die Mitgliederversammlung ist zuständig für die Beschlussfassung über die Änderung des 
Vereinszwecks und die Auflösung des Vereins. 

3) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorstand einberufen. Sie muss einberufen werden, 
wenn dies mindestens 10% der sVmmberechVgten Mitglieder schrielich verlangen. 

4) Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder 
beschlussfähig. 

5) Die Änderung im § 2 dieser Satzung („Vereinszweck“) sowie die Auflösung des Vereins 
können nur mit qualifizierter Mehrheit von 3⁄4 der abgegebenen SVmmen beschlossen 
werden. 

6) Für die Mitgliederversammlung gelten im Übrigen die Vorschrieen für die 
Delegiertenversammlung entsprechend. 

 
§ 13 Delegiertenversammlung 

1) Die Delegiertenversammlung ist als Jahreshauptversammlung jährlich innerhalb eines 
Kalenderjahres vom Vorstand einzuberufen; sie ist vereinsöffentlich. 

2) Die Delegiertenversammlung wird geleitet vom Vorstandsvorsitzenden oder in seiner 
Vertretung von einem bzw. einer stellvertretenden Vorsitzenden. Der Vorstand kann auch 
ein anderes Vereinsmitglied mit der Versammlungsleitung beaueragen. 



 

3) Der Vorstand kündigt die Delegiertenversammlung acht Wochen vorher durch Aushang in 
dem Vereinsheim des Garbsener Sport Clubs, mit der Aufforderung, innerhalb von drei 
Wochen Anträge und Wahlvorschläge der Delegierten beim Vorstand schrielich 
einzureichen, an. 

4) Die Einladung zu einer ordentlichen Delegiertenversammlung erfolgt unter Angabe der 
Tagesordnung und Beifügung der fristgerecht eingereichten Anträge und Wahlvorschläge 
an die Mitglieder der Delegiertenversammlung vier Wochen vorher in Texyorm. 

a) Diese Vier-Wochen-Frist beginnt am Tag der Versendung der Einladung. Das 
Einladungsschreiben gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es an die letzte vom 
Mitglied dem Verein bekannt gegebene E-Mail-Adresse oder Postanschrie gerichtet ist 

5) Anträge und Wahlvorschläge an die Delegiertenversammlung können von jedem 
Vereinsmitglied eingereicht werden. 

6) Über die Zulassung von Dringlichkeitsanträgen entscheidet die Delegiertenversammlung 
mit einer 2/3 Mehrheit der abgegebenen SVmmen. Dringlichkeitsanträge können nur mit 
Ereignissen begründet werden, die nach Ablauf der Antragsfrist § 13, Absatz 3, eingetreten 
sind und deren Behandlung noch in dieser Delegiertenversammlung erforderlich ist. 
Dringlichkeitsanträge auf Satzungsänderungen sind nicht zulässig. 

7) Die Delegiertenversammlung setzt sich zusammen aus: 

a) den von den Abteilungen und den Fachbereichen zu wählenden Delegierten 

b) den Mitgliedern des Vorstands 

c) den Mitgliedern des Hauptausschusses 

d) den Mitgliedern des Aufsichtsrats 

8) Jedes Mitglied der Delegiertenversammlung hat 1 SVmme. Die SVmmberechVgung 
bedingt die Vereinsmitgliedschae. Sie ist nicht übertragbar und kann nur persönlich 
ausgeübt werden. 

9) Die Zahl der zu wählenden Delegierten ergibt sich aus der Größe der Abteilungen und der 
Fachbereiche mit folgendem Schlüssel: 

a) bis zu 50 Mitglieder = 2 Delegierte 

b) von 51 bis zu 100 Mitglieder = 3 Delegierte 

c) über 100 Mitglieder je weitere angefangene 100 = 1 Delegierte 

d) insgesamt je Abteilung/Fachbereich nicht mehr als 9 Delegierte 

Grundlage für die Ermi_lung der Delegiertenanzahl ist die zum 31.01. eines jeden Jahres 
in der GSC-Mitgliederdatei geführte Anzahl der Vereinsmitglieder.  

Mitglieder, die sich in mehreren Abteilungen oder Fachbereichen betäVgen, können nur 
einer Abteilung bzw. einem Fachbereich zugerechnet werden. 

10) Zusätzlich zu den Delegierten sind Ersatzdelegierte in maximal gleicher Anzahl zu wählen. 
Scheiden Delegierte aus bzw. können sie ihr Amt nicht wahrnehmen, treten die 
Ersatzdelegierte an ihre Stelle. Stehen nicht ausreichend Delegierte bzw. Ersatzdelegierte 
zur Verfügung, sind auf der Abteilungsversammlung Nachwahlen im nöVgen Umfang 
durchzuführen. 



 

11) Die Delegiertenversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Delegierten 
beschlussfähig. 

12) Zu den Aufgaben der Delegiertenversammlung gehören: 

a) Wahl und Abberufung der Mitglieder des Aufsichtsrats 

b) Wahl der Rechnungsprüfer 

c) Wahl des Ehrenrats 

d) Festlegung des Grundbeitrages des Vereins 

e) Entlastung des Aufsichtsrats und des Vorstands 

f) Beschlussfassung über die Jahresrechnung 

g) Beschlussfassung über besondere Umlagen 

h) Beschlussfassung über Satzungsänderungen, soweit diese nicht der 
Mitgliederversammlung vorbehalten sind und diese Satzung nichts Anderes vorsieht 

i) Genehmigung der Geschäesordnungen des Aufsichtsrats und des Hauptausschusses 

j) Beschlussfassung über Dringlichkeitsanträge 

k) vorherige ZusVmmung zur Aufnahme von Krediten, soweit sie insgesamt die Höhe von 
250.000 EUR im Geschäesjahr übersteigen 

l) vorherige ZusVmmung zum Erwerb und zur Veräußerung von Grundstücken 

13) Die Delegiertenversammlung entscheidet mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 
SVmmen, soweit Gesetz oder Satzung nichts Anderes besVmmen. SVmmengleichheit gilt 
als Ablehnung; SVmmenenthaltungen werden nicht mitgezählt. 

14) Abberufungen und Satzungsänderungen bedürfen eines Mehrheitsentschlusses von 3⁄4 
der abgegebenen SVmmen. 

15) Bei Beschlussfassungen über die Wahl und Abberufung von Mitgliedern des Aufsichtsrates 
sowie bei Beschlussfassungen über die Entlastung des Aufsichtsrates und des Vorstandes 
sind die gemäß § 13 Abs. 7b und 7d anwesenden Mitglieder des Vorstandes und des 
Aufsichtsrates von der SVmmabgabe ausgeschlossen. 

16) Werden mehrere Personen in einem Wahlgang von einer Liste gewählt und liegen mehr 
Kandidatenvorschläge als zu vergebende Ämter vor, so gelten die Personen als gewählt, die 
die meisten SVmmen auf sich vereinigen. Bei SVmmengleichheit findet eine SVchwahl 
unter den Kandidaten mit gleicher SVmmenanzahl sta_. 

17) AbsVmmungen und Wahlen erfolgen grundsätzlich offen durch Handzeichen (oder bei 
Teilnahme an einer virtuellen oder hybriden Versammlungsform auch durch elektronische 
SVmmabgabe). Entscheidungen durch SVmmze_el finden nur auf Verlangen von 1⁄4 der 
anwesenden SVmmberechVgten sta_. 

18) Die zu wählenden Personen können entweder jeweils einzeln oder gemeinsam gewählt 
werden; hierüber entscheidet die Versammlung mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 
SVmmen. 

19) Über die Delegiertenversammlung ist ein Protokoll zu führen. Dieses ist von dem Leiter 
bzw. der Leiterin der Delegiertenversammlung und vom Protokollführer bzw. von der 
Protokollführerin zu unterzeichnen. 



 

20) Das Protokoll wird spätestens vier Wochen nach der Delegiertenversammlung erstellt und 
schrielich in der GSC-Geschäesstelle zur Einsichtnahme ausgelegt. Zudem kann es 
vereinsintern über andere Medien veröffentlicht werden. Werden innerhalb einer Frist von 
weiteren vier Wochen keine schrielichen Anträge auf Protokolländerung beim Vorstand 
eingereicht, gilt die vorliegende Version als genehmigt. 

 

§ 13a außerordentliche Delegiertenversammlung 
1) Eine außerordentliche Delegiertenversammlung ist einzuberufen, wenn dies der Vorstand 

nach § 16 Absatz 3 für erforderlich hält oder mindestens 1/4 der Delegierten dies unter 
Angabe des Zwecks und der Gründe schrielich beantragen. 

2) Die Einladung zu einer außerordentlichen Delegiertenversammlung erfolgt unter Angabe 
der Tagesordnung und der Beifügung der nöVgen Unterlagen an die Mitglieder der 
Delegiertenversammlung mindestens 2 Wochen vorher in Texyorm. 

3) Die weiteren Regelungen der ordentlichen Delegiertenversammlung gelten entsprechend. 

 

§ 14 Hauptausschuss 
1) Der Hauptausschuss besteht aus: 

a) den Vorstandsmitgliedern 

b) den Abteilungsleitenden (oder den stellvertretenden Abteilungsleitenden oder den 
von ihnen beaueragten Vereinsmitgliedern) 

c) den Fachbereichsleitenden (oder den von ihnen beaueragten Vereinsmitgliedern) 

2) Der Hauptausschuss soll den Vorstand bei grundsätzlichen Fragen und Vorhaben beraten 
sowie in Ressort übergreifenden Angelegenheiten unterstützen. 

3) Darüber hinaus ist der Hauptausschuss zuständig für: 

a) die Mitwirkung an der Aufstellung des Haushaltsplans 

b) die Festlegung der Aufwandsentschädigung gemäß § 3 Nr. 26a EStG 
(Ehrenamtspauschale) für Vereinsämter mit Ausnahme der Vorstandsämter (vgl. § 3, 
Absatz 3) 

c) die Genehmigung der Geschäesordnung des Vorstands 

d) die Genehmigung von Grundstücksgeschäeen, insbesondere der Belastung von 
Grundstücken, mit Ausnahme von Grundstückskäufen oder -verkäufen 

e) die Genehmigung von Rechtsgeschäeen jeder Art, deren Laufzeit fünf Jahre und einen 
Jahreswert von 10.000 € überschreitet, mit Ausnahme von unbefristeten 
Arbeitsverträgen 

f) die Genehmigung der Geschäesordnungen der Ausschüsse sowie des Ehrenrats 

g) die Genehmigung der Vereinsordnungen 

h) die Beschlussfassung über den Ausschluss von Mitgliedern 



 

i) die Beschlussfassung über Vorschläge des Vorstandes zur Benennung und Abgrenzung 
der Abteilungen und Fachbereiche, inkl. Neugründung, Auflösung, Zusammenlegung 
und Trennung 

4) Sitzungen des Hauptausschusses finden mindestens zweimal jährlich, ansonsten aus 
wichVgem Anlass oder auf Antrag von mindestens 1/3 der Mitglieder des 
Hauptausschusses sta_. Sie werden vom Vorstand zwei Wochen vorher unter Angabe der 
Tagesordnung einberufen und von dem bzw. der Vorstandsvorsitzenden oder einem bzw. 
einer stellvertretenden Vorsitzenden geleitet. 

5) Der Hauptausschuss ist beschlussfähig, wenn in der ordnungsgemäß einberufenen Sitzung 
mindestens die Hälee der Mitglieder - darunter der bzw. die Vorstandsvorsitzende oder 
einer der stellvertretenden Vorsitzenden - anwesend sind. 

6) Ist der Hauptausschuss nicht beschlussfähig, so kann innerhalb von vier Wochen eine neue 
Sitzung einberufen werden, in der der Hauptausschuss ohne Rücksicht auf die Zahl der 
erschienenen Mitglieder beschlussfähig ist. Auf diese Folge ist in der Einladung zur zweiten 
Sitzung hinzuweisen. 

7) Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen SVmmen gefasst, soweit 
nicht die Satzung etwas anderes besVmmt. 

8) Über jede Sitzung ist eine Niederschrie zu ferVgen; diese sind von dem bzw. der 
Sitzungsleitenden und von dem bzw. der Protokollführenden zu unterzeichnen. 

9) Der Hauptausschuss gibt sich eine Geschäesordnung, die der Genehmigung der 
Delegiertenversammlung bedarf. 

 

§ 15 Aufsichtsrat 
1) Der Aufsichtsrat besteht aus fünf Vereinsmitgliedern, die von der Delegiertenversammlung 

für vier Jahre gewählt werden. 

2) Wiederwahl und wiederholte Berufung sind zulässig. 

3) Scheidet ein Aufsichtsratsmitglied vor Ablauf seiner Amtszeit aus, so bleibt sein Sitz bis zur 
nächsten Delegiertenversammlung vakant. Scheiden drei Aufsichtsratsmitglieder vorzeiVg 
aus, hat der Vorstand innerhalb von drei Monaten eine außerordentliche 
Delegiertenversammlung ausschließlich zum Zwecke einer Ergänzungswahl einzuberufen. 

4) Die TäVgkeit des Aufsichtsrats ist ehrenamtlich. Es kann eine Aufwandsentschädigung 
gemäß § 3 Nr. 26a EStG (Ehrenamtspauschale) gewährt werden. Seine Mitglieder dürfen 
nicht in einem abhängigen Beschäeigungsverhältnis zum Verein stehen, insbesondere 
gelten als abhängig Beschäeigte sogenannte sozialversicherungspflichVg Beschäeigte, 
Midijobbende, Minijobbende. 

Hiervon ausgenommen sind Personen, die für den Verein ehrenamtlich täVg sind oder eine 
Aufwandspauschale erhalten. Mitglieder anderer Vereinsorgane, Abteilungsleitende und 
Fachbereichsleitende können nicht gleichzeiVg Aufsichtsratsmitglieder sein. 

5) Der Aufsichtsrat wählt in der ersten Sitzung für die Dauer seiner Amtszeit aus seiner Mi_e 
ein Aufsichtsratsmitglied zum bzw. zur Vorsitzenden und ein anderes zum bzw. zur 
stellvertretenden Vorsitzenden. 



 

6) Der Aufsichtsrat überwacht den Vorstand in seiner Geschäesführung und der 
Wahrnehmung der Vereinsaufgaben. Ihm stehen dabei uneingeschränkte Prüfungs- und 
Kontrollrechte zu. Darüber hinaus berät er den Vorstand bei strategischen Entscheidungen. 

7) Der Aufsichtsrat bestellt den Vorstandsvorsitzenden bzw. die Vorstandsvorsitzende, die 
stellvertretenden Vorsitzenden sowie weitere Vorstandsmitglieder und kann sie aus 
wichVgem Grund abberufen. Erneute Bestellungen sind zulässig. 

8) Der bzw. die Aufsichtsratsvorsitzende schließt die Anstellungsverträge mit den 
hauptberuflichen Vorstandsmitgliedern. Er bzw. sie ist gegenüber den 
Vorstandsmitgliedern erster Ansprechpartner bzw. erste Ansprechpartnerin. 

9) Der Aufsichtsrat ist zuständig für: 

a) die Bestellung und Abberufung der Vorstandsmitglieder 

b) die Ernennung eines Vorstandsmitglieds zu dem bzw. der Vorstandsvorsitzenden 

c) die Beschlussfassung über den Haushaltsplan sowie den Stellenplan 

d) die repräsentaVve Außenvertretung des Vereins bei besonderen Anlässen 

e) die Festlegung der Aufwandsentschädigung gemäß § 3 Nr. 26a EStG 
(Ehrenamtspauschale) für ehrenamtliche Vorstandsmitglieder 

10) Folgende Maßnahmen bedürfen der vorherigen ZusVmmung des Aufsichtsrates: 

a) Die Aufnahme von Krediten in Höhe ab 100.000 EUR bis 250.000 EUR im Geschäesjahr 
und Belastung von Grundstücken 

b) Die Jahresrechnung vor der Beschlussfassung durch die Delegiertenversammlung 

c) Die Verwendung von Rechnungsüberschüssen 

11) Sitzungen des Aufsichtsrats finden mindestens viermal jährlich, ansonsten aus wichVgem 
Anlass sta_. Zu seinen Sitzungen kann sich der Aufsichtsrat Mitglieder des Vorstandes 
beratend und zur Berichtersta_ung einladen. Der Aufsichtsrat kann auch ohne die 
Anwesenheit von Vorstandsmitgliedern tagen. Der bzw. die Aufsichtsratsvorsitzende oder 
im Falle seiner bzw. ihrer Verhinderung der bzw. die stellvertretende Vorsitzende lädt 
mindestens zwei Wochen vorher unter Angabe der Tagesordnung schrielich oder mi_els 
elektronischer KommunikaVonstechniken ein. Die erste Sitzung des Aufsichtsrats findet 
unmi_elbar nach seiner Wahl sta_. In der jeweils ersten Sitzung werden der bzw. die 
Vorsitzende und der bzw. die stellvertretende Vorsitzende des Aufsichtsrats gewählt. 

12) Die Sitzung leitet der bzw. die Aufsichtsratsvorsitzende oder im Falle seiner bzw. ihrer 
Verhinderung der bzw. die stellvertretende Vorsitzende. 

13) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn in der ordnungsgemäß einberufenen Sitzung 
mindestens die Hälee der Mitglieder - darunter der bzw. die Vorsitzende oder der bzw. die 
stellvertretende Vorsitzende - anwesend sind. Ist der Aufsichtsrat nicht beschlussfähig, so 
kann innerhalb von vier Wochen eine neue Sitzung einberufen werden, in der der 
Aufsichtsrat ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig ist. 
Auf diese Folge ist in der Einladung zur zweiten Sitzung hinzuweisen. 

14) Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen SVmmen gefasst, soweit 
nicht die Satzung etwas anderes besVmmt. Willenserklärungen des Aufsichtsrats werden 
von dem bzw. der Aufsichtsratsvorsitzenden abgegeben. 



 

15) Über jede Sitzung ist eine Niederschrie zu ferVgen; diese ist von dem bzw. der Vorsitzenden 
und vom Protokollführer bzw. von der Protokollführerin zu unterzeichnen. 

16) Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschäesordnung, die der Genehmigung der 
Delegiertenversammlung bedarf. 

 

§ 16 Vorstand 
1) Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Mitgliedern, und zwar: 

a) dem bzw. der Vorstandsvorsitzenden 

b) bis zu zwei stellvertretenden Vorsitzenden 

c) ggf. Jugendwart 

d) ggf. weiteren Vorstandsmitgliedern 

2) Der bzw. die Vorstandsvorsitzende und die stellvertretenden Vorsitzenden können 
hauptberuflich oder ehrenamtlich täVg sein und werden für die Dauer von bis zu vier 
Jahren vom Aufsichtsrat bestellt. Der Jugendwart bzw. die JugendwarVn ist ehrenamtlich 
täVg und wird ebenfalls für die Dauer von bis zu vier Jahren vom Aufsichtsrat bestellt. Der 
Vorstand bleibt so lange im Amt, bis ein neuer Vorstand bestellt ist. 

3) Der bzw. die Vorstandsvorsitzende und die stellvertretenden Vorsitzenden vertreten den 
GSC gerichtlich und außergerichtlich (§ 26 BGB). Diese Vertretung wird von zwei 
Vorstandsmitgliedern gemeinsam ausgeübt. 

4) Dem Vorstand obliegt die Leitung des Vereins und die Führung der Vereinsgeschäee. Zur 
Erledigung seiner Geschäesführungsaufgaben und zur Führung der Geschäesstelle ist der 
Vorstand nach Absatz 3 berechVgt, hauptberuflich Beschäeigte anzustellen. Der Vorstand 
ist für alle Aufgaben zuständig, die nicht durch Satzung einem anderen Vereinsorgan 
zugewiesen sind. Der Vorstand hat den Aufsichtsrat in allen wichVgen Angelegenheiten zu 
unterrichten. 

5) Über Kreditaufnahmen bis zu einer Höhe von 100.000 EUR entscheidet der Vorstand nach 
Absatz 3. Kreditaufnahmen durch den Vorstand in Höhe ab 100.000 EUR bis 250.000 EUR 
bedürfen der vorherigen ZusVmmung des Aufsichtsrates. Aufnahme von Krediten, soweit 
sie insgesamt die Höhe von 250.000 EUR im Geschäesjahr übersteigen, und der Erwerb 
sowie die Veräußerung von Grundstücken bedürfen der vorherigen ZusVmmung der 
Delegiertenversammlung. Unberührt hiervon bleiben die Kompetenzen der 
Delegiertenversammlung und des Aufsichtsrats. 

6) Mitglieder des Vorstands können an Sitzungen der anderen Organe, Ausschüsse, 
Abteilungen und Fachbereiche beratend teilnehmen und von diesen Ausküneen 
verlangen. An den Sitzungen des Aufsichtsrates nimmt der Vorstand auf Einladung teil. 

7) Der Vorstand kann Vereinsordnungen erlassen, die der Genehmigung des 
Hauptausschusses bedürfen und die den Mitgliedern bekannt zu machen sind. 

8) Der Vorstand kann zu seiner Unterstützung Ausschüsse und Beaueragte einsetzen. Die 
Mitglieder dieser Ausschüsse sowie die Beaueragten werden vom Vorstand für zwei Jahre 
berufen. 



 

9) Der Vorstand gibt sich eine Geschäesordnung, die der Genehmigung des 
Hauptausschusses bedarf. 

 
§ 17 Ehrenrat 

1) Der Ehrenrat besteht aus drei bis zu fünf Mitgliedern, die mindestens 10 Jahre 
Vereinsmitglied sein müssen und das 35. Lebensjahr vollendet haben müssen. Sie werden 
von der Delegiertenversammlung für vier Jahre gewählt und dürfen kein weiteres Amt im 
Verein bekleiden. 

2) Der Ehrenrat tri_ auf Antrag jedes Vereinsmitglieds zusammen. Er wird durch ein 
Vorstandsmitglied einberufen. An seinen Sitzungen dürfen die Vorstandsmitglieder 
teilnehmen, haben allerdings kein SVmmrecht. 

3) Zu den Aufgaben des Ehrenrats gehören: 

a) Entscheidungen mit bindender Krae über StreiVgkeiten und Satzungsverstöße 
innerhalb des Vereins, soweit nicht die Zuständigkeit eines Sportgerichts eines 
Fachverbandes gegeben ist. Die Entscheidungen des Ehrenrates sind dem betroffenen 
Mitglied schrielich mitzuteilen 

b) Entscheidung über die Beschwerde gegen einen Ausschließungsbeschluss (siehe § 5, 
Absatz 7f und 8) 

4) Der Ehrenrat gibt sich eine Geschäesordnung, die der Genehmigung des Hauptausschusses 
bedarf. 

 
§ 18 Zusammenkünfte der Organe 

1) Die Zusammenkünee der Organe finden grundsätzlich als Präsenzveranstaltungen sta_. 
Der Vorstand kann beschließen, dass die Zusammenkünee der Organe in Form einer 
onlinebasierten Videoversammlung oder als KombinaVon von Präsenzversammlung und 
virtueller Versammlung (hybride Versammlung) sta|indet. Die Form der Versammlung 
muss in der zugehörigen Einladung kenntlich gemacht werden. Ohne einen 
entsprechenden Beschluss des Vorstandes haben die Mitglieder keinen Anspruch darauf, 
virtuell an einer Präsenzversammlung teilzunehmen. 

2) Teilnahme- und sVmmberechVgten Personen, die nicht in Präsenzform an der virtuellen 
oder hybriden Versammlung teilnehmen, wird durch geeignete technische Vorrichtungen 
die Möglichkeit gegeben, virtuell an einer Versammlung teilzunehmen und das SVmmrecht 
auf elektronischem Wege auszuüben. Die Einzelheiten zur Registrierung und 
Gewährleistung der ZugangsberechVgung und Ausübung des SVmmrechts können in der 
Geschäesordnung geregelt werden. Die Auswahl der technischen Rahmenbedingungen 
(z.B. die Auswahl der zu verwendende Soeware und Programme) legt der Vorstand per 
Beschluss fest. 

3) Technische Widrigkeiten, die zu einer BeeinträchVgung bei der Teilnahme oder bei der 
SVmmrechtsausübung führen, berechVgen die teilnahme- und sVmmberechVgten 
Personen nicht dazu, gefasste Beschlüsse und vorgenommene Wahlen anzufechten, es sei 
denn, die Ursache der technischen Widrigkeiten ist dem Verantwortungsbereich des 
Vereins zuzurechnen. 



 

4) Im Übrigen gelten für die virtuelle bzw. hybride Versammlungen die Vorschrieen über die 
Zusammenkünee der Organe sinngemäß. 

 

§ 19 Rechnungsprüfungsausschuss 
1) Der Rechnungsprüfungsausschuss besteht aus bis zu drei Rechnungsprüfenden. Sie 

werden von der Delegiertenversammlung für zwei Jahre gewählt; Wiederwahl ist möglich. 
Zu Rechnungsprüfenden können nur Mitglieder gewählt werden, die nicht dem Vorstand, 
dem Aufsichtsrat oder dem Hauptausschuss angehören. 

2) Sollten keine vereinseigenen Rechnungsprüfenden bestellt werden können, kann der 
Vorstand die Jahresrechnung von externen Fachleuten prüfen lassen. 

3) Die Rechnungsprüfenden haben die Jahresrechnung zu prüfen und der 
Delegiertenversammlung Bericht zu ersta_en. Sie sind berechVgt, die Abrechnungen der 
Abteilungen und der Fachbereiche zu prüfen. 

 

§ 20 Haushaltsplan und Jahresrechnung 
1) Das Geschäes-/Rechnungsjahr ist das Kalenderjahr. Die Finanzgeschäee werden auf der 

Grundlage des vom Aufsichtsrat vor Beginn des Rechnungsjahres beschlossenen 
Haushaltsplans geführt. 

2) Die Jahresrechnung muss nach den gesetzlichen Vorgaben aufgestellt werden. 

3) Die geprüee Jahresrechnung ist zwei Wochen vor der Delegiertenversammlung in der 
Geschäesstelle zur Einsicht für die Mitglieder auszulegen. 

 

§ 21 Ermächtigung zur Satzungsänderung 
Der Vorstand wird ermächVgt, Änderungen und Ergänzungen der Satzung vorzunehmen, von 
denen das Amtsgericht die Genehmigung oder das Finanzamt die Anerkennung als 
gemeinnützig abhängig macht, soweit diese Änderungen sich nicht auf die BesVmmungen 
über den Vereinszweck, über die bei Wahlen und Beschlüsse notwendige Mehrheit und über 
den Anfall des Vereinsvermögens bei der Auflösung beziehen. 

 
§ 22 Auflösung des Vereins 

Die Auflösung des Vereins kann nur auf einer Mitgliederversammlung beschlossen werden, 
auf deren Tagesordnung die Beschlussfassung über die Vereinsauflösung den Mitgliedern 
anzukündigen ist. Der Beschluss bedarf einer Mehrheit von 3/4 der erschienenen 
sVmmberechVgten Mitglieder. 
 

Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt 
das nach der Deckung sämtlicher Verbindlichkeiten verbleibende Vermögen des Vereins an 
die Stadt Garbsen, die es unmittelbar und ausschließlich für die Förderung des Sports gemäß 
ihrer satzungsgemäßen Zwecke zu verwenden hat. 

 



 

§ 23 Inkrafttreten 
Diese Satzung tri_ nach Beschluss der außerordentlichen Mitgliederversammlung am 
06.02.2026 mit dem Tag der Genehmigung durch das Amtsgericht in Krae. 


